
 

Nr. 34 / 2012  Seite 1 von 2 

 Ihr Ansprechpartner:  
Kai Fortelka 

Telefon: 
0049(0)30-275838-171 

Telefax: 
0049(0) 30-275838-105 

E-Mail: 
kai.fortelka@g-ba.de 

Internet: 
www.g-ba.de 

 

 

 

 

 

 

 

Qualitätssicherung 

BSG-Urteil zur Mindestmenge für die Versor-
gung von Früh- und Neugeborenen: Eine Ent-
scheidung mit Licht und Schatten 
Berlin/Kassel, 18. Dezember 2012 – Der seit Jahren andauernde 
Rechtsstreit um die Festlegung einer Mindestmenge für Kliniken bei der 
Versorgung von Früh- und Neugeborenen durch den Gemeinsamen 
Bundesausschuss wurde am heutigen Dienstag vor dem Bundessozial-
gericht fortgesetzt (AZ: B 1 KR 34/12 R). Der 1. Senat des BSG wies 
den Revisionsantrag des G-BA in dieser Sache zwar als unbegründet 
zurück, bestätigte allerdings in der mündlichen Urteilsbegründung in 
allen wesentlichen Rechtsfragen die Auffassung des G-BA. 

„Die heutige Entscheidung hat für den G-BA sowohl Licht als auch 
Schatten. Das BSG hat in den zentralen Bereichen der Auseinanderset-
zung eindeutig unsere Position bekräftigt – die nachweisliche Planbar-
keit der Leistung sowie den direkten Zusammenhang von Leistungs-
menge und Qualität der Behandlung. Vor diesem Hintergrund ist die 
Versorgungssicherheit dieser besonders schutzbedürftigen Patientinnen 
und Patienten am heutigen Tag – zumindest mittel- und langfristig – ge-
stärkt worden“, sagte der unparteiische Vorsitzende des G-BA, Josef 
Hecken. 

„Unabhängig von der konkreten Leistung hat das höchste deutsche So-
zialgericht mit dem Urteil die generelle Rechtmäßigkeit der Festlegung 
von Mindestmengen durch den G-BA – auch für Früh- und Neugeborene 
– noch einmal ausdrücklich bekräftigt. Bei der konkreten Festlegung der 
Mindestmenge bei der Zahl 30 ist das BSG aber unseren derzeitigen 
Abgrenzungskriterien bedauerlicherweise nicht gefolgt. Sollten allerdings 
im Zusammenhang mit neuen Studien- und Forschungsergebnissen 
noch besser belegte Begründungen für die Festlegung einer bestimmten 
Zahl ableitbar sein, hat das BSG die Festlegung einer neuen Mindest-
menge für Früh- und Neugeborene explizit für zulässig erklärt. Bis dahin 
bleibt die derzeitig gültige Mindestmenge von 14 Fällen pro Jahr für alle 
Level 1-Perinatalzentren weiter bestehen.“ 

Der G-BA hatte im Juni 2010 die Qualitätsanforderungen bei der Ver-
sorgung von Früh- und Neugeborenen erhöht und die verbindliche An-
zahl von vorher 14 auf 30 behandelte Früh- und Neugeborene pro Jahr 
als Voraussetzung dafür festgelegt, dass ein Krankenhaus weiterhin 
sehr betreuungsintensive Frühgeborene mit einem Geburtsgewicht von 
weniger als 1250 Gramm versorgen darf. Gegen diesen Beschluss, der 
zum 1. Januar 2011 in Kraft treten sollte, hatten zahlreiche Kliniken beim 
Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg Klagen und Anträge auf 
einstweilige Anordnung eingereicht. 

Vor dem LSG Berlin-Brandenburg war der G-BA dann im Dezember 
2011 zunächst auch im Hauptsacheverfahren mit seinem Anliegen ge-
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scheitert, durch eine Steuerung über Mindestbehandlungsfallzahlen für 
Behandlungszentren die Qualität der medizinischen Versorgung von 
Früh- und Neugeborenen zu sichern. Daraufhin hatte das oberste Be-
schlussgremium der gemeinsamen Selbstverwaltung das BSG angeru-
fen, um in dieser wichtigen Grundsatzfrage eine eindeutige und in der 
Versorgungsrealität anwendbare Entscheidung zu erwirken. Die prakti-
sche Umsetzung der Mindestmengenregelung in diesem Bereich war 
zudem durch einen formellen Beschluss des G-BA bis auf weiteres aus-
gesetzt worden. 

Im September dieses Jahres hatte das BSG dann in einem mit Span-
nung erwarteten Grundsatzurteil zu der Festlegung von Mindestmengen 
für die Leistung Knie-TEP (Kniegelenk-Totalendoprothese) bereits im 
Wesentlichen die Rechtsauffassung des G-BA bestätigt. Die ausführli-
che schriftliche Begründung des heutigen BSG-Urteils liegt dem G-BA 
noch nicht vor, wird aber in den kommenden Wochen erwartet. 

Der G-BA ist durch den Gesetzgeber beauftragt, Maßnahmen der Quali-
tätssicherung bei zugelassenen Krankenhäusern zu beschließen (§ 137 
SGB V). Dazu zählt ein Katalog planbarer Leistungen, bei denen die 
Qualität des Behandlungsergebnisses in besonderem Maße von der 
Menge der erbrachten Leistungen abhängig ist. Für solche Leistungen 
sollen nach dem Willen des Gesetzgebers sogenannte Mindestmengen 
festgelegt werden. 

 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreter und Patientenvertreterinnen an den Beratungen des G-
BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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